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Ein grundlegendes Problem bei Politik-
innovationen besteht darin, dass neue
Konzepte der politischen Steuerung kaum
anders erprobt werden können als im
praktischen Einsatz. Damit geht das Risi-
ko einher, dass Instrumente implemen-
tiert werden, die sich in der Praxis als un-
brauchbar erweisen. Die damit verbunde-
nen Kosten können immens sein. Ange-
sichts dieser Problematik bieten dezen-
tralisierte politische Systeme gegenüber
zentralisierten einen Vorteil: Einerseits
können in einem Gemeinwesen mit meh-
reren Gebietskörperschaften zeitgleich
mehrere begrenzte Experimente mit neu-
en politischen Instrumenten durchgeführt
werden, ohne dass im Falle eines miss-
lungenen Experimentes das gesamte Ge-
meinwesen in Mitleidenschaft gezogen
wird. Andererseits kann die Information,
die in lokal begrenzten Politikexperimen-
ten gewonnen wird, in vielen Gebietskör-
perschaften genutzt werden. Man spricht
in diesem Zusammenhang häufig von po-
sitiven Informationsexternalitäten. Als
Mechanismus, der die Diffusion neuer po-
litischer Technologien treibt, kommt aus
Sicht des Ökonomen vor allem der Wett-
bewerb zwischen Gebietskörperschaften
in Frage. Es stellt sich allerdings die Frage,
in wieweit dieser Wettbewerb den fehlen-
den Marktmechanismus substituieren
und Innovationen im öffentlichen Sektor
fördern kann.

Föderalismus in Deutschland
behindert Politikexperimente

Der deutsche Föderalismus stellt der-
zeit offensichtlich kein Institutionenge-

füge dar, das Innovationen im öffent-
lichen Sektor fördert. Der deutsche Föde-
ralismus ist von kooperativer Prägung,
seine Institutionen sind in der Regel so
gestaltet, dass Wettbewerb zwischen
Gebietskörperschaften tendenziell ver-
mieden wird. Die Befürworter dieser Prä-
gung und der entsprechenden Institutio-
nen verweisen auf die Notwendigkeit,
einheitliche Lebensverhältnisse für alle
Bürger zu garantieren. Es besteht offen-
bar die Befürchtung, dass eine stärkere
Dezentralisierung einen institutionellen
„Flickenteppich“ hervorbringen würde.
Dass solch ein Flickenteppich Ausweis
eines innovativen, mit neuen politischen
Konzepten experimentierenden öffent-
lichen Sektors sein könnte, wird dabei oft
übersehen.

Ein gutes Beispiel für die kooperative
Formulierung eigentlich dezentralisierter
Aufgabenbereiche des öffentlichen Sek-
tors ist die Schulbildung: Obwohl im
Grundgesetz als Ländersache definiert,
wird in den Ländern nach wie vor eine
weitestgehend einheitliche Bildungspo-
litik verfolgt. Diese wird in ihren Grund-
zügen von der Kultusministerkonferenz
(KMK) nach dem Einstimmigkeitsprinzip
definiert. Es verwundert nicht, dass sich
das System im internationalen Vergleich
als träge darstellt. Es ist offenbar nur
schlecht und mit großer Zeitverzögerung
in der Lage, auf neue Herausforderungen
mit neuen politischen Konzepten zu rea-
gieren. Ein Beispiel ist die vergleichs-
weise lange Regelschulzeit bis zur Hoch-
schulreife, die schon vor 1990 ein Cha-
rakteristikum des bundesrepublikani-
schen Schulwesens darstellte. Aus dem
politischen System selbst gab es aller-
dings keinen Impuls, auf das Problem,
dass deutsche Abiturienten im interna-
tionalen Vergleich besonders alt sind, zu
reagieren. Bezeichnenderweise waren
es die Wiedervereinigung und das Vor-
bild der ostdeutschen Länder, die die
Bildungspolitik in Westdeutschland im
Hinblick auf eine Verkürzung der Regel-
schulzeit bis zum Abitur unter einen ge-
wissen Handlungsdruck setzte. Ein ähn-

liches Bild zeigt sich auch in anderen Zu-
sammenhängen, zum Beispiel bei der
Frage der Einrichtung von zusätzlichen
Ganztagsschulen in Reaktion auf die Er-
gebnisse der ersten PISA-Studie: Im 
Wesentlichen handelt es sich dabei um
eine bundespolitische Initiative. Die
Länder, eigentlich mit der Schulpolitik
beauftragt, reagieren meistens eher, als
dass sie die Initiative ergreifen und mit
der Erprobung neuer Konzepte und In-
strumente versuchen, den Anschluss an
das bildungs- und schulpolitisch weit
enteilte Ausland zu finden. 

Größere Unabhängigkeit der
Gebietskörperschaften in den USA

Wie ist das Argument, dass eine stär-
kere Dezentralisierung die Innovationsbe-
reitschaft und –fähigkeit des öffentlichen
Sektors in Deutschland stärken würde, zu
beurteilen? Zur Beantwortung dieser Fra-
ge ist ein Blick in die Vereinigten Staaten,
dem Mutterland des Föderalismus, hilf-
reich. Dort besteht seit jeher eine ausge-
prägte Bereitschaft, die politische Verant-
wortung für zentrale Aufgaben des öffent-
lichen Sektors auf der lokalen Ebene an-
zusiedeln. Die Schulpolitik ist beispiels-
weise im Vergleich zu Deutschland sehr
stark dezentralisiert: Die Bundesstaaten
definieren weitgehend unabhängig ihre
Bildungspolitik. Innerhalb der Bundes-
staaten haben dann auf der lokalen Ebe-
ne die Schuldistrikte erheblichen Gestal-
tungsspielraum und können in wichtigen
bildungspolitischen Fragen eigene Posi-
tionen entwickeln. Die politische Verant-
wortung in den Schuldistrikten tragen so
genannte School Boards, die in den meis-
ten Bundesstaaten durch lokale Wahlen
bestimmt werden. Die Bevölkerung hat
also auf der lokalen Ebene unmittelbaren
Einfluss auf die Schulpolitik.

Das ZEW hat die Diffusion von innova-
tiven bildungspolitischen Instrumenten
unter Schuldistrikten in den Vereinigten
Staaten empirisch untersucht. Dabei
wurden zwei besonders weit reichende
Innovationen betrachtet: Die Schulwahl
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Dezentralisierung und Innovationen 
im öffentlichen Sektor
Ein innovativer öffentlicher Sektor ist
von entscheidender Bedeutung für die
Fähigkeit einer Gesellschaft, ihre Institu-
tionen an beständig veränderte Rah-
menbedingungen anzupassen. Damit
hängt das langfristige Wachstum einer
Volkswirtschaft von der Fähigkeit des öf-
fentlichen Sektors ab, innovative Steue-
rungsinstrumente zu entwickeln und
zum Einsatz zu bringen. 



sche Instrumente diffundieren dadurch
in kürzester Zeit über eine Vielzahl von
Distrikten. Dasselbe Grundmuster zeigt
sich im Übrigen auch auf der Ebene der
Bundesstaaten: Betrachtet man bei-
spielsweise, welche Bundesstaaten
wann eine gesetzliche Grundlage für die
Einrichtung von Charter Schools ge-
schaffen haben (s. Grafik), so zeigt sich
eine beeindruckende Dynamik in der
Diffusion dieser Politikinnovation. 

Die Schulpolitik in den Vereinigten
Staaten setzt also geradezu auf die Her-
ausbildung institutioneller Flickenteppi-
che. Zeitgleich und auf lokaler Ebene
werden ohne zentrale Koordination Ent-
scheidungen über den Einsatz neuer 
politischer Instrumente getroffen. Dies
führt einerseits dazu, dass in kurzen 
Zeiträumen viele neue politische Kon-
zepte erprobt werden können. Darüber
hinaus sieht man offenbar die Koexis-
tenz von unterschiedlichen Politiken
und Institutionen nicht als Bedrohung
für die Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse an. Ganz im Gegenteil, man
geht davon aus, dass diese Unterschie-
de unterschiedlichen Präferenzen der
jeweils ansässigen Bevölkerung ent-
sprechen. Ansonsten ist das politische
System der Vereinigten Staaten auf das
Vertrauen darauf gegründet, dass Haus-
halte, die mit den lokal angebotenen 
öffentlichen Gütern unzufrieden sind, in
andere Gegenden umziehen und sich
dabei Orte aussuchen, an denen der 
öffentliche Sektor aus ihrer Sicht zufrie-
den stellende Leistungen erbringt.

Johannes Rincke, rincke@zew.de

dass sie die institutionellen Rahmenbe-
dingungen für den Einsatz eines neuen
politischen Instruments setzen, den
Schuldistrikten den Einsatz dieses In-
struments aber freistellen. Sie fördern
damit unmittelbar Experimente mit neu-
en politischen Instrumenten auf der
Ebene der Schuldistrikte und überlas-
sen es den lokal Verantwortlichen, wie
sie mit dem zusätzlichen politischen
Spielraum umgehen. Interessanter-

weise dauert es in der Regel nur wenige
Jahre, bis innovative Politiken von einer
Vielzahl von Schuldistrikten implemen-
tiert sind, d.h. die Erprobung neuer po-
litischer Instrumente setzt unmittelbar
nach ihrer „Erfindung“ im Zuge eines
dezentral gesteuerten Prozesses ein.
Besonders bemerkenswert ist, dass die
Schuldistrikte dabei gewissermaßen
miteinander kommunizieren: Das Ver-
halten eines typischen Distriktes ist in
hohem Maße davon abhängig, wie an-
dere Distrikte in seiner räumlichen Um-
gebung mit den neuen politischen In-
strumenten umgehen. Wird ein Schuldis-
trikt mit innovativen Politiken in Nach-
bardistrikten konfrontiert, beobachtet
man eine substanziell erhöhte Wahr-
scheinlichkeit dafür, dass das innovati-
ve Instrument von diesem Distrikt in na-
her Zukunft ebenfalls eingesetzt wird.
Offenbar spielen auch Erwartungen dar-
über, wie sich die Nachbardistrikte poli-
tisch verhalten, eine wichtige Rolle: Die
Schuldistrikte reagieren mit einer deut-
lich erhöhten Innovationsneigung,
wenn sie Innovationen in Nachbardis-
trikten antizipieren. Innovative politi-

über Distriktgrenzen hinweg (Inter-
District Open Enrollment) und die Einfüh-
rung so genannter Charter Schools. Die
Schulwahl über Distriktgrenzen hinweg
erlaubt es Schülern, öffentliche Schulen
außerhalb ihres Schuldistriktes zu besu-
chen. Schuldistrikte, die im Wettbewerb
zwischen den Distrikten erfolgreich sind
und zusätzliche Schüler gewinnen, wer-
den fiskalisch belohnt: Sie erhalten zu-
sätzlich den Betrag, den der jeweilige
Bundesstaat pro Schüler für öffentliche
Bildung ausgibt. Die Öffnung der Dis-
triktgrenzen eröffnet also einen direkten
Wettbewerb zwischen den Distrikten um
Schüler. Zu vermuten steht, dass dieser
Wettbewerb positiv auf die Leistungsbe-
reitschaft der im Schulbetrieb beschäf-
tigten Personen wirkt und die Verant-
wortlichen zu einem effizienten Einsatz
der vorhandenen Ressourcen anhält.
Das zweite untersuchte Instrument be-
steht darin, dass einzelne öffentliche
Schulen gewissermaßen in private Trä-
gerschaft übergeben werden, beispiels-
weise an einen von den Eltern der Schü-
ler getragenen Verein. Über die Verwal-
tung der Schule, den Lehrplan, eine be-
sondere Profilbildung der Schule oder
auch die Konditionen, unter denen Leh-
rer beschäftigt werden, handelt der 
Distrikt einen formalen Vertrag, den so
genannten Charter Contract, mit dem
Träger aus. Dieser Vertrag hat üblicher-
weise eine Laufzeit von fünf Jahren, er
kann aber nach Ablauf dieser Frist ver-
längert werden. Charter Schools unter-
scheiden sich von normalen öffentlichen
Schulen vor allem dadurch, dass sie im
Rahmen des Charter-Vertrages weitge-
hend autonom, d.h. unabhängig von
Eingriffen des jeweiligen Bundesstaates
und des Schuldistriktes, über ihre Belan-
ge entscheiden können. 

Schuldistrikte reagieren auf Inno-
vationen in Nachbardistrikten

Wie verhält sich nun das sehr stark
dezentralisierte Schulsystem der Verein-
igten Staaten bei der Durchsetzung in-
novativer politischer Instrumente? Die
Forschungsergebnisse des ZEW zeigen,
dass das gesamte System erstaunlich
flexibel ist. Ausgangspunkt der Innova-
tionen sind in der Regel die Bundesstaa-
ten. Sie nutzen ihre gesetzgeberischen
Kompetenzen oftmals in der Weise,
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Jahr der Einführung von Charter School-Gesetzgebung in US-Bundesstaaten

Quelle: ZEW


